
der Grund der Maßnahme dem Betroffenen mitzutei­
len, damit der Bürger die für alle geltenden Ver­
haltensregeln bzw. die gestellten Forderungen mög­
lichst freiwillig und bewußt einhält (§ 8 VP-Gesetz). 
Gestaltende Tätigkeit heißt, die gesellschaftliche Ent­
wicklung aktiv und fördernd zu beeinflussen. Dazu 
gehören in erster Linie die Arbeit mit den Menschen, 
die unmittelbare überzeugende Einflußnahme auf sie 
und die Erziehung zu gesellschaftsgemäßem Verhalten. 
Gerade diese Seite der polizeilichen Tätigkeit wurde 
im Gesetz besonders unterstrichen, denn sie gewinnt 
mit der weiteren gesellschaftlichen Entwicklung zu­
nehmend an Bedeutung und ist deshalb in der täg­
lichen Arbeit aller Dienstzweige der Volkspolizei, ins­
besondere beim operativen Einsatz, zu berücksichtigen. 
Die Befugnisse in den §§ 12 bis 15 VP-Gesetz (Perso­
nalienfeststellung; Durchsuchung, Verwahrung und 
Einziehung; Betreten von Grundstücken, Wohnungen 
oder anderen Räumen; Gewahrsam) sind eindeutig, 
umfassend und für jeden verständlich geregelt. Mit 
diesen im VP-Gesetz enthaltenen Befugnissen dürfen 
nicht Voraussetzungen, die in anderen gesetzlichen Be­
stimmungen, z. B. der StPO, festgelegt sind, umgangen 
werden. Das wäre nicht nur ein Verstoß gegen das 
VP-Gesetz und die betreffende andere gesetzliche' Be­
stimmung (z. B. die StPO), sondern zugleich ein Ver­
stoß gegen verfassungsrechtliche Grundsätze.

Anwendung von Zwangsmaßnahmen 
Im Interesse der konsequenten Gewährleistung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit wurden der 
Volkspolizei auch solche Befugnisse übertragen, die 
sie über den Rahmen der Belehrung und Überzeugung 
sowie der in den §§ 11 bis 15 genannten Befugnisse 
hinaus berechtigen, ihre Forderungen notfalls auch 
mit Zwang durchzusetzen. Hierzu gehören vor allem 
die Ersatzvornahme, die körperliche Einwirkung ohne 
Hilfsmittel und mit solchen sowie die Möglichkeit der 
Anwendung der Schußwaffe als äußerstes Mittel (§§ 18 
und 17 VP-Gesetz). Die Übertragung dieser an gesetz­
lich geregelte Voraussetzungen gebundenen Befugnisse 
ist erneuter Ausdruck des Vertrauens der Partei- und 
Staatsführung und der gesamten Gesellschaft in die 
klassenbewußte Arbeit der VP-Angehörigen. Sie ist 
zugleich Verpflichtung zur verstärkten politisch-ideolo­
gischen Erziehung, damit jeder Volkspolizist befähigt 
wird, diese Befugnisse mit größtem Verantwortungs­
bewußtsein und höchster Fachkenntnis anzuwenden. 
Die Ersatzvornahme auf Kosten des Verantwortlichen 
zur Beseitigung eines Zustandes, der die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit beeinträchtigt, wird auf Aus­
nahmefälle beschränkt bleiben. Auch hier kommt es 
zunächst und in erster Linie darauf an, durch eine 
überzeugende Begründung der angeordneten Maßnah­
men so auf den Bürger einzuwirken, daß er der For­
derung freiwillig nachkommt (§ 16 Abs. 1 VP-Gesetz). 
Die Befugnis, Maßnahmen mittels körperlicher Ein­
wirkung durchzusetzen, richtet sich vor allem gegen 
Personen, die bewußt unsere Staats- und Gesell­
schaftsordnung oder ihre Bürger schädigen wollen und 
sich hartnäckig weigern, polizeilichen Forderungen 
deren unmittelbare Durchführung unerläßlich ist, 

j Folge zu leisten, oder der Volkspolizei bei der Aus- 
j Übung ihrer Befugnisse Widerstand entgegensetzen. 
Die körperliche Einwirkung ist nur zulässig, wenn 
andere Mittel nicht ausreichen, um e r n s t e  A u s ­
w i r k u n g e n  für die öffentliche Ordnung und Sicher­
heit zu verhindern. Die Anwendung der weitergehen­
den körperlichen Einwirkung durch Hilfsmittel ist 
deshalb nur zulässig zur Abwehr von Gewalttätigkei­
ten, Verhinderung von Fluchtversuchen oder wenn die 
körperliche Einwirkung ohne diese Hilfsmittel nicht

zum Erfolg führt. Es sind ohne Ausnahme immer die­
jenigen Mittel anzuwenden, die im Verhältnis zur Art 
und Schwere der Rechtsverletzung und des Wider­
standes stehen. Die körperliche Einwirkung und die 
Anwendung von Hilfsmitteln ist nur so lange zulässig, 
bis der Zweck der Maßnahme erreicht ist (§ 16 Abs. 2 
VP-Gesetz).

Schußwaffengebrauch
Innerhalb der Befugnisse ist das Recht zur Anwen­
dung von Schußwaffen die einschneidendste Maßnahme. 
Sie ist nur unter den in § 17 VP-Gesetz genannten 
Voraussetzungen zulässig. Sie darf nur im äußersten 
Fall angewandt werden, und zwar dann, wenn andere 
Maßnahmen der körperlichen Einwirkung ohne Hilfs­
mittel oder auch mit solchen erfolglos blieben oder 
offensichtlich keinen Erfolg versprechen, um die un­
mittelbar bevorstehende Ausführung oder Fortset­
zung'einer Straftat zu verhindern, die sich den kon­
kreten Umständen nach als Verbrechen oder Vergehen 
der in § 17 Abs. 2 VP-Gesetz bezeichneten Art dar­
stellt. Die Anwendung der Schußwaffe gegen Per­
sonen darf aber auch dann nur erfolgen, wenn der 
beabsichtigte Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen 
Sachen erreicht werden kann.
Obwohl sich die Schußwaffenbestimmung vor allem 
gegen Personen richtet, die dabei sind, sich schwerster 
und schwerer Verbrechen schuldig zu machen, ver­
langt sie, das Leben dieser Personen zu schonen. Das 
wird auch daran sichtbar, daß Verletzten unter Beach­
tung der notwendigen Sicherheitsmaßnahmen Erste 
Hilfe zu erweisen ist (§ 17 Abs. 4 VP-Gesetz). Der 
humanitäre Charakter der Schußwaffenbestimmung 
wird auch dadurch unterstrichen, daß die Anwendung 
von Schußwaffen gegen Personen, die sich dem äuße­
ren Eindruck-nach im Kindesalter befinden, unzulässig 
ist. Das gleiche gilt, wenn unbeteiligte Personen ge­
fährdet werden können. Gegen Jugendliche und weib­
liche Personen sind nach Möglichkeit Schußwaffen 
nicht anzuwenden.
Anwendung der Schußwaffe im Sinne des Gesetzes ist 
die gezielte Abgabe von Schüssen auf Sachen oder 
Personen. § 17 Abs. 3 VP-Gesetz legt deshalb fest, daß 
die „Anwendung“ durch Zuruf oder Abgabe eines 
Warnschusses anzukündigen ist. Diese Ankündigung 
bedeutet, daß ein gezielter Schuß folgen kann. Daraus 
ergibt sich, daß für die Abgabe von Warnschüssen die 
gleichen gesetzlichen Voraussetzungen wie für ge­
zielte Schüsse vorliegen müssen. Liegen die Voraus­
setzungen für gezielte Schüsse nicht vor, so ist auch 
die Abgabe von Warnschüssen unzulässig.
Die Schußwaffenbestimmung fordert von jedem VP- 
Angehörigen ein hohes Maß an Verantwortungs­
bewußtsein, da die Anwendung der Schußwaffe immer 
eine Lebensgefahr für Menschen hervorrufen kann. 
Um richtig über den Schußwaffengebrauch entschei­
den zu können, bedarf es vor allem bei den operati­
ven Kräften der Volkspolizei höchster politischer 
Qualifikation und exakter strafrechtlicher Kenntnisse 
über die in § 17 Abs. 2 VP-Gesetz aufgeführten Straf­
taten, bei deren Vorliegen die Anwendung von Schuß­
waffen gerechtfertigt ist, sofern die anderen gesetz­
lichen Voraussetzungen gegeben sind. Eine genaue 
Kenntnis der einzelnen Tatbestandsmerkmale ist be­
sonders deshalb notwendig, weil die Straftaten mit 
Ausnahme der im 1. und 2. Kapitel des Besonderen 
Teils des StGB enthaltenen sowohl Verbrechen als auch 
Vergehen sein können und sich der VP-Angehörige 
oft in Sekundenschnelle entscheiden muß, ob die An­
wendung der Schußwaffe gerechtfertigt ist. Ob die 
Anwendung der Schußwaffe gerechtfertigt ist oder 
nicht, hängt demzufolge immer davon ab, ob der VP-
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